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Rechtsgrundlagen:

§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO)
vom 14. Juli 1994 (GV.NW S. 666/SGV. NW 2023) - in der 
gegenwärtig geltenden Fassung -

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 
2141), in Verbindung mit den Überleitungsvorschriften des § 244 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 2004 (BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit der Ver--
ordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO -) vom 26. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132) - in der gegenwärtig geltenden Fassung -;

§ 86 (1) und (4) der Bauordnung für das Land Nordrhein Westfalen
(Landesbauordnung - BauO NRW) vom 13. April 2000 (GV.NW.S.255/
SGV.NW.232) -in der gegenwärtig geltenden Fassung-

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl.I S.58)

Diese Satzung der Stadt Hamm vom 24.06.2005 ist am Tage der
ortsüblichen Bekanntmachung ohne Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens gem. § 10 (2) und (3) BauGB am 30.06.2005 in
Kraft getreten.

Textliche Festsetzungen gem. § 9 (1) BauGB

1. Art und Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) BauGB

1.1
Im WA-Gebiet sind gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO die nach § 4 (3) Nr. 1, 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen der Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig.

1.2
In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal zwei Wohneinheiten je 
Hauseinheit bzw. je Grundstück zulässig.

1.3
Versorgungsleitungen gemäß § 9 (1) Nr. 13 BauGB sind unterirdisch zu errichten. Hierunter fallen insbesondere 
auch Telefonleitungen.

2.    Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
gem. § 9 Nr. 24 BauGB

Zur Sicherstellung einer ausreichenden Wohn- und Schlafruhe sind die zum dauerhaften Aufenthalt von Personen 
vorgesehenen Räumlichkeiten bei Neubauten sowie bei wesentlichen Änderungen (Aus- und/oder Umbauten 
und/oder Erweiterungen) zum Schutz vor Lärmimmissionen, die durch die Fahrverkehre verursacht werden, an den 
lärmzugewandten Seiten der zu errichtenden Gebäude mit Fenstern, einschließlich den Lüftungs- und 
Zusatzeinrichtungen, auszustatten, die den Schallschutzklassen der VDI-Richtlinie 2719 entsprechen. Im 
Bebauungsplan sind die überbaubaren Grundstücksflächen, auf denen die Wohngebäude mit passiven 
Schallschutzmaßnahmen der Schallschutzklasse 2 auszurüsten sind, mit einer in der Legende entsprechend 
aufgeführten Schraffur gekennzeichnet.

3.     Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB

Die gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind mit 
standortgerechten, heimischen 2 Mal verpflanzten Sträuchern aus heimischen Gehölzen, Höhe mindestens 80 - 100 
cm, zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

Örtliche Bauvorschriften gem. § 86 (1) und (4) BauO NW

4.     Dachgestaltung, Traufhöhe, Höhe des Erdgeschossfußbodens

4.1
Im allgemeinen Wohngebiet sind die Gebäude mit Satteldächern mit einer Dachneigung von 30 - 48° auszuführen.

4.2
Abweichende Dachneigungen und Dachformen sind zulässig für Garagen und Nebenanlagen.

4.3
Gemäß § 16 (3) BauNVO darf im festgesetzten WA-Gebiet eine Traufhöhe (Traufe = Schnittkante zwischen 
Außenfläche aufgehendes Mauerwerk und fertiger Dachhaut) von 55,0 m über NHN und im festgesetzten 
Mischgebiet zwischen Lünener Straße, Zum Torksfeld und Kanaltrasse von 56,0 m über NHN nicht überschritten 
werden.

4.4
Baulich zusammenhängende Gebäude dürfen nur mit einer einheitlichen Dachneigung, Dachfarbe,  Traufhöhe und 
Firsthöhe ausgeführt werden.

4.5
Die Dacheindeckungen sind in den Farben grau-anthrazit oder rot-braun auszuführen.

4.6
Glänzende Dacheindeckungen sind unzulässig.

4.7
Die Summe der Dachaufbauten und Zwerchhäuser darf 50% der Trauflänge des Gesamthauses nicht überschreiten.

4.8
Der Dachbereich ab 1,00 m unterhalb des Firstes und ab 1,00 m von den Ortgängen ist von Aufbauten freizuhalten.

4.9
Dacheindeckungen sind ausschließlich mit Dachziegeln oder in Metall (Zink- oder Kupferblech) auszuführen. 
Alternativ sind begrünte Dächer zulässig.

4.10
Die Erdgeschossfußböden dürfen im WA-Gebiet nur max. 0.50 m über der Höhe der endgültig hergestellten, das 
jeweilige Gebäude erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche liegen.

5.     Fassaden

5.1
Die Außenwandflächen der Wohngebäude sind in Verblendmauerwerk, hellem Putz oder in Kombination beider 
Materialien auszuführen. Bis zu 30% der Außenwandflächen können auch mit anderem Material wie z.B. Holz oder 
Zinkblech ausgeführt werden.

5.2
Die Fassaden sind in den Farben rot, braun, weiß oder grau auszuführen. Andere Farben sind nur in sehr hellen 
Pastelltönen zulässig.

5.3
Die Außenwandflächen von zusammenhängenden Gebäuden sind im gleichen Außenwandmaterial und in der 
gleichen Farbe auszuführen.

6. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB

6.1
Nebenanlagen sind in dem Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze mit Ausnahme von 
Mülltonnenbehältern unzulässig.

6.2
Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen und in den Flächen zwischen den gedachten 
Verlängerungen der vorderen und hinteren Baugrenze zulässig. 

7. Unbebaute Grundstücksflächen

 Stellplätze, Zufahrten und Erschließungswege sind mit versickerungsfähigen     Oberflächenmaterialien zu 
befestigen.

8. Einfriedungen

8.1
Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind als standorttypische, einheimische Heckenpflanzungen oder als 
Zäune in Verbindung mit Hecken oder dauerhaften Berankungen an der Grundstücksgrenze, die vor der 
Haupteingangsseite des Wohngebäudes liegt, bis zu einer Höhe von 0,80 m, ansonsten bis zu einer Höhe von 1,80 
m zulässig.

8.2
Gartenseitig sind zwischen Doppelhaushälften Trennwände bis maximal 2,00 m Höhe und einer Tiefe von 3,50 m ab 
Hinterkante Gebäude gestattet.

9. Abfallbehälter

Standplätze für Abfallbehälter sind mit Hecken einzufassen oder in Schränken unterzubringen, die mit Rank-, 
Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen sind.

10.        Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig i. S. d. § 84 (1) Nr. 21 BauO NW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Punkte 1 - 9 
verstößt.

Hinweise:

11.        Bodendenkmäler

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauerfunde, Einzelfunde aber 
auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Gemeinde und dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westf. Museum für 
Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Münster unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG NW).

12. Behandlung des Niederschlagswassers

Gemäß § 51  a des Landeswassergesetzes NW ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. 
Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu 
versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit möglich ist. Die dafür erforderlichen Anlagen müssen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der 
Technik entsprechen. Der Nachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.

13. Kampfmittelräumdienst

Vor Beginn der Baumaßnahme ist der Kampfmittelräumdienst einzuschalten. Das Absuchen der bebaubaren 
Grundstücksflächen und der Baugruben ist durch den Kampfmittelräumdienst zwingend vorgeschrieben. Das Amt für 
Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz (Abt. Gefahrenabwehr, Gafahrenprävention und Logistik) der Stadt 
Hamm (Tel. 02381-9030) ist zu verständigen.

14. Immissionsschutz

Das geplante WA-Gebiet auf der Westseite der Lünener Straße, westlich vom Hof Lünener Straße Nr. 83, kann aus 
immissionsschutzrechtlichen Gründen nicht vor Beendigung der Viehhaltung auf dem Hof Lünener Straße Nr. 83 
entwickelt werden.

15.        Altlastenverdachtsflächen

Im Bereich der im Plan gekennzeichneten Altlastenverdachtsflächen ist bei jeder Baumaßnahme, bei welcher in den 
Untergrund eingegriffen wird, mit einem erhöhten Kostenaufwand für die Untersuchung und Entsorgung des 
möglicherweise anfallenden kontaminierten Bodenmaterials sowie besondere bautechnische Maßnahmen zu 
rechnen. Die jeweiligen Baumaßnahmen in diesen Bereichen sind mit dem Umweltamt (Untere 
Abfallwirtschaftsbehörde) der Stadt Hamm (Tel. 02381-177101) abzustimmen.


